Zur beantragten Beiordnung eines Rechtsanwalts bitten wir zur Vermeidung eines Zurückweisungsbeschlusses um nähere Substantiierung, Überprüfung und gegebenenfalls Rücknahme des Beiordnungs-Antrags :

Nach ständiger Rechtsprechung des Landgerichts Hamburg (vgl. u.a. Beschlüsse vom 24.08.2005 zum Gz.: 325 T 55/05 (unter Hinweis auf BGH FamRZ 2003, 1921) und vom 11.07.2005 zum Gz.: 325 T 44/05) sind – auch in Unterhaltssachen -  grundsätzlich weder die Beauftragung eines Gerichtsvollziehers noch die Verfahren zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung mit tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten verbunden, welche die Beordnung eines Rechtsanwalts erforderlich machen würden. 

Auch in diesem konkreten Fall erscheint es der Gläubigerpartei somit unschwer möglich und zumutbar, entsprechende Anträge selbst schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle zu erklären.

In Hamburg gibt es weiter die Möglichkeit, sich der Rechtsberatung und Mithilfe der öffentlichen Rechtsauskunfts- und Vergleichsstelle bei der Antragstellung zu bedienen.

Sollten im weiteren Verlauf des Zwangsvollstreckungsverfahrens konkrete Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art ergeben, bleibt es der Gläubigerpartei unbenommen, sodann die Beiordnung eines Rechtsanwalts zu beantragen.

